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Vorwort 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

nachfolgend haben wir die wichtigsten gesetzlichen 
Bestimmungen und Regelungen zum Fahrlehrerberuf 
zusammengestellt. 

Der Fahrlehrerberuf erfordert einerseits ausgeprägte 
pädagogische Fähigkeiten und andererseits sehr viel Freude 
an der Arbeit mit überwiegend jungen Menschen. Die 
Beschäftigungssituation ist in den einzelnen Regionen 
Deutschlands unterschiedlich. 

Berufseinsteigern empfehlen wir, sich vor Beginn der Ausbildung 
bei Fahrschulen in der Region, in der Sie zukünftig als Fahrlehrer 
arbeiten möchten, über die Beschäftigungssituation zu 
informieren. 

Teamfähige und begeisterungsfähige Fahrlehrer werden immer 
gebraucht. Ihre Flexibilität wird die berufliche Einsatzmöglichkeit 
sicherlich erheblich erweitern. 

Verkehrsinstitut Altenburg - Harry Bittner e.K. 

Harry Bittner 

Altenburg, Juli 2021

Vorwort
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Fahrlehrergesetz 
§ 1 Erfordernis und Inhalt der Fahrlehrerlaubnis
(1) Wer Personen ausbildet, die eine Erlaubnis zum   Führen von
Kraftfahrzeugen nach § 2 des Straßen-verkehrsgesetzes
erwerben wollen (Fahrschüler), bedarf der Fahrlehrerlaubnis
oder der Anwärterbefugnis. Die Fahrlehrerlaubnis wird auf
Antrag in der Fahrlehr-erlaubnisklasse BE und zusätzlich in den
Fahrlehrerlaubnis-klassen A, CE und DE erteilt. Bewerber um die
Fahrlehr-erlaubnis der Klasse BE erhalten zunächst eine
Anwärter-befugnis nach § 9.
(2) Die Fahrlehrerlaubnis wird in folgendem Umfang
erteilt:

1. Die Fahrlehrerlaubnisklasse BE berechtigt zur
Ausbildung in den Fahrerlaubnisklassen B, BE und L.
2. Die Fahrlehrerlaubnisklasse A berechtigt zur
Ausbildung in den Fahrerlaubnisklassen AM, A1, A2
und  A.
3. Die Fahrlehrerlaubnisklasse CE berechtigt zur
Ausbildung in den Fahrerlaubnisklassen C1, C1E, C, CE
und T.
4. Die Fahrlehrerlaubnisklasse DE berechtigt zur
Ausbildung in den Fahrerlaubnisklassen D1, D1E, D und
DE. Die Anwärterbefugnis berechtigt zur Ausbildung in
den Fahrerlaubnisklassen BE, B und L.

(3) Jede Fahrlehrerlaubnis und jede Anwärterbefugnis
berechtigt zur Durchführung des allgemeinen Teils des
theoretischen Unterrichts jeder Fahrerlaubnisklasse.
(4) Von der Fahrlehrerlaubnis darf nur zusammen mit der
Fahrschulerlaubnis oder im Rahmen eines
Beschäftigungsverhältnisses mit dem Inhaber einer Fahrschule
Gebrauch gemacht werden. Von der Anwärterbefugnis darf
nur unselbstständig im Rahmen eines Ausbildungsverhältnisses
mit dem Inhaber einer Fahrschule Gebrauch gemacht werden.
Im Fall des § 44 Absatz 1 gilt die Gebietskörperschaft, welche
die Fahrschule eingerichtet hat, als deren Inhaber. Von der
Fahrlehrerlaubnis mit einem Zusatz nach § 3 Absatz 1 Satz 2 darf
nur zur vorübergehenden und gelegentlichen Ausbildung von
Fahrschülern Gebrauch gemacht werden.

Zusammenfassung 

Wer Fahrschüler ausbilden 
möchte, muss im Besitz der 
Fahrlehrerlaubnis oder der 
Anwärterbefugnis 
(Fahrlehreranwärter) sein. 
Die Fahrlehrerlaubnis wird in 
den Klassen BE 
(Grundfahrlehrerlaubnis), A, 
CE und DE erteilt. 
Wer von der Fahrlehr-
erlaubnis Gebrauch 
machen möchte, darf dies 
nur zusammen mit einer 
Fahrschulerlaubnis 
(selbständiger Fahrlehrer) 
oder im Rahmen eines 
Beschäftigungsverhältnisses 
mit dem Inhaber einer 
Fahrschule. 
Fahrlehrer der Klasse BE und 
Fahrlehreranwärter dürfen 
den allgemeinen Teil des 
theoretischen Unterrichts für 
alle Klassen durchführen. 
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Fahrlehrergesetz 

§ 2 Voraussetzungen der Fahrlehrerlaubnis
Die Fahrlehrerlaubnis wird erteilt, wenn

1. der Bewerber das 21. Lebensjahr vollendet hat,
2. der Bewerber geistig und körperlich geeignet ist,
3. der Bewerber fachlich und pädagogisch geeignet ist,
4. gegen den Bewerber keine Tatsachen vorliegen, die ihn

für den Fahrlehrerberuf als unzuverlässig erscheinen lassen,
5. der Bewerber mindestens eine abgeschlossene

Berufsausbildung in einem anerkannten Lehrberuf oder
eine gleichwertige Vorbildung besitzt,

6. der Bewerber im Besitz der Fahrerlaubnis der Klasse ist, für
die die Fahrlehrerlaubnis erteilt werden soll,

7. der Bewerber seit mindestens drei Jahren die Fahrerlaubnis
der Klasse B und, sofern die Fahrlehrerlaubnis zusätzlich für
die Klasse A, CE oder DE erteilt werden soll, jeweils auch
zwei Jahre die Fahrerlaubnis der Klasse A2, CE oder D
besitzt,

8. der Bewerber innerhalb der letzten drei Jahre vor Erteilung
der Fahrlehrerlaubnis nach § 7 zum Fahrlehrer ausgebildet
worden ist,

9. der Bewerber eine Prüfung nach § 8 bestanden hat und
10. der Bewerber über die für die Ausübung der Berufstätigkeit

erforderlichen Kenntnisse der deutschen Sprache verfügt.

Unzuverlässig im Sinne des Satzes 1 Nummer 4 ist der Bewerber 
insbesondere dann, wenn er wiederholt die Pflichten gröblich 
verletzt hat, die ihm nach diesem Gesetz oder den auf Grund 
dieses Gesetzes erlassenen Rechtsverordnungen obliegen. 
Des zweijährigen Besitzes einer Fahrerlaubnis der Klasse CE oder 
D bedarf es nicht, wenn der Bewerber um die Fahrlehrerlaubnis 
der Klasse CE oder D sechs Monate lang hauptberuflich – als 
Angehöriger der Bundeswehr, der Bundespolizei oder der Polizei 
überwiegend Kraftfahrzeuge der beantragten Klasse geführt 
oder sich nach Erwerb der Fahrerlaubnis einer 60 Fahrstunden zu 
45 Minuten umfassenden Zusatzausbildung in einer Fahrschule 
auf solchen Kraftfahrzeugen unterzogen hat. 

Zusammenfassung 

Wer Fahrlehrer werden 
möchte, muss 21 Jahre alt 
und geistig, körperlich, 
fachlich und pädagogisch 
geeignet sein. Weitere 
Voraussetzungen sind, der 
Besitz der Fahrerlaubnis 
Klasse B (Pkw) seit 
mindestens drei Jahren und 
eine abgeschlossene 
Berufsausbildung in einem 
anerkannten Lehrberuf oder 
eine gleichwertige 
Vorbildung. 
Um den Beruf ausüben zu 
können sind die nötigen 
Kenntnisse der deutschen 
Sprache erforderlich. Zudem 
darf gegen den Bewerber 
nichts vorliegen, was ihn 
unzuverlässig erscheinen 
lässt. 
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Fahrlehrergesetz 

§ 4 Antrag auf Erteilung der Fahrlehrerlaubnis
(1) In dem Antrag auf Erteilung der Fahrlehrerlaubnis hat der
Bewerber anzugeben, für welche Fahrlehrerlaubnisklasse er die
Fahrlehrerlaubnis erwerben will. Dem Antrag sind beizufügen:

1. ein amtlicher Nachweis über Ort und Tag der Geburt,
2. ein Lebenslauf,
3. ein Zeugnis oder ein Gutachten über die Erfüllung der von

Bewerbern um eine Fahrerlaubnis der Klasse C1 geforderten
Anforderungen an die körperliche und geistige Eignung und eine
Bescheinigung oder ein Zeugnis über die Erfüllung der von
Bewerbern um eine Fahrerlaubnis der Klasse C geforderten
Anforderungen an das Sehvermögen, die bei Antragstellung
nicht älter als ein Jahr sind,

4. eine Ablichtung des nach dem 1. Januar 1999 ausgestellten
Kartenführerscheins; sie muss amtlich beglaubigt sein, wenn der
Führerschein nicht zur Einsichtnahme vorgelegt wird,

5. ein Nachweis über die nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 5
geforderte Vorbildung,

6. eine Bescheinigung der amtlich anerkannten Fahrlehrer-   
         ausbildungsstätte über die Dauer der durchgeführten Ausbildung 
         nach § 7, 

7. dem Antrag auf Erteilung der Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE
zusätzlich eine Bescheinigung der Ausbildungsfahrschule über die
Dauer der durch geführten Ausbildung nach § 7.

(2) Der Nachweis nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 3 kann auch
durch einen Führerschein mit den gültigen und nach dem 31.
Dezember 1998 erworbenen Fahrerlaubnisklassen der Klassen
C1, C1E, C, CE, D1, D1E, D oder DE erbracht werden.
Abweichend von Absatz 1 Satz 2 Nummer 3, auch in
Verbindung mit Satz 1, kann die nach Landesrecht zuständige
Behörde das Gutachten einer amtlich anerkannten
Begutachtungsstelle für Fahreignung über seine geistige oder
körperliche Eignung verlangen, soweit der hinreichende
Verdacht besteht, dass Mängel der geistigen oder körperlichen
Eignung vorliegen könnten.
(3) Der Bewerber hat ferner ein Führungszeugnis im Sinne des §
30a Absatz 1 Nummer 1 des Bundeszentralregistergesetzes nach
Maßgabe des § 30 Absatz 5 des Bundeszentralregistergesetzes
vorzulegen, das nicht älter als drei Monate sein darf.
(4) Zur Prüfung der Voraussetzungen nach § 2 Absatz 1 Nummer
4 hat die nach Landesrecht zuständige Behörde auf Kosten des
Bewerbers eine Auskunft aus dem Fahreignungsregister
einzuholen. Die sich auf die Ausbildung nach § 7 beziehenden
Bescheinigungen nach Absatz 1 Satz 2 Nummer 6 und 7 sind
nach Abschluss der Ausbildung nachzureichen.
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Zusammenfassung

Antrag auf Erteilung einer 
Fahrlehrerlaubnis muss bei 
der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde gestellt 
werden. Dem Antrag sind 
neben der 
Geburtsurkunde, dem 
Lebenslauf und dem 
Nachweis der Vorbildung 
auch ein Eignungs- 
nachweis sowie die 
Ablichtung des 
Kartenführerscheins 
(Ausstellungsdatum 
nach dem 01.01.1999) bei-
zufügen. 
Ferner ist ein erweitertes 
Führungszeugnis und eine 
Auskunft aus dem Fahreig-
nungsregister erforderlich. 
Vor Erteilung einer Fahrlehr-
erlaubnis hat der Bewerber 
nachzuweisen, dass er an 
der vorgeschriebenen 
Fahrlehrerausbildung in der 
Fahrlehrerausbildungsstätte 
und der Ausbildungs-
fahrschule teilgenommen 
hat. 
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Fahrlehrergesetz 

§ 7 Fahrlehrerausbildung
(1) Die Fahrlehrerausbildung muss dem Bewerber um die
Fahrlehrerlaubnis die fachlichen und pädagogischen
Kompetenzen zur Ausbildung von Fahrschülern vermitteln.
(2) Die Ausbildung findet in einer Fahrlehrerausbildungsstätte
und zum Erwerb der Fahrlehrerlaubnis der 
Fahrlehrerlaubnisklasse BE zusätzlich in einer 
Ausbildungsfahrschule statt. Sie endet mit Bestehen oder 
endgültigem Nichtbestehen eines einzelnen Prüfungsteils der 
Fahrlehrerprüfung nach § 8. 
(3) Die Dauer der in § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8
bezeichneten Ausbildung beträgt für Bewerber

1. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnis- 
         klasse BE mindestens zwölf Monate 
(Kommentar: 16 Monate Ausbildungsdauer mit 
notwendigen Prüfungsphasen!) 

2. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnis-          
klasse A zusätzlich zu der Ausbildung nach 

 Nummer 1 mindestens einen Monat, 
3. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnis- 
         klasse CE oder DE zusätzlich zu der Ausbildung nach   

 Nummer 1 mindestens zwei Monate. 
Besitzt der Bewerber 
1. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnis-          
klasse DE die Fahrlehrerlaubnis der 
Fahrlehrerlaubnisklasse CE,

2. für die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehrerlaubnis-          
klasse CE die Fahrlehrerlaubnis der 
Fahrlehrerlaubnisklasse DE, 
so verkürzt sich die jeweilige Ausbildungsdauer nach Satz 1 
Nummer 3 um einen Monat. 

7 

Zusammenfassung

In der Fahrlehrer-
ausbildungsstätte und in 
der Ausbildungsfahrschule 
soll dem Bewerber die 
fachliche und pädagogische 
Kompetenz vermittelt 
werden, die er zur 
Ausübung des Berufs 
benötigt. 
Die Ausbildung zum 
Fahrlehrer beträgt 
mindestens zwölf Monate. 

Kommentar: Realistisch ist 
eine Ausbildungsdauer von 
16 Monaten für die Klasse BE. 



Fahrlehrergesetz 

§ 8 Fahrlehrerprüfung
(1) Der Bewerber für die Fahrlehrerlaubnis muss durch die
Fahrlehrerprüfung den Nachweis erbringen, dass er über die
fachliche und pädagogische Kompetenz zur Ausbildung von
Fahrschülern verfügt.
(2) Die Prüfung besteht aus einer fahrpraktischen Prüfung,
einer Fachkundeprüfung mit einem schriftlichen und einem
mündlichen Teil sowie für die Fahrlehrerlaubnisklasse BE aus je
einer Lehrprobe im theoretischen und im fahrpraktischen
Unterricht.

Zusammenfassung

Seine erworbene fachliche 
und pädagogische 
Kompetenz weist der 
Fahrlehreranwärter in 
Prüfungen nach. 
Diese Nachweise sind in 
einer fahrpraktischen 
Prüfung, einer 
Fachkundeprüfung 
(schriftlich und mündlich), 
sowie durch Lehrproben im 
theoretischen und 
fahrpraktischen 
Unterricht zu erbringen. 
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Fahrlehrergesetz 

 

 

§ 9 Anwärterbefugnis 
(1) Bewerbern für die Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE 
(Fahrlehreranwärter) wird nach mindestens achtmonatiger 
Ausbildung in einer amtlich anerkannten Fahrlehrer-
ausbildungsstätte zum Zwecke der weiteren Ausbildung nach 
§ 7 und der Prüfung nach § 8, soweit diese sich auf die 
Lehrproben im theoretischen und fahrpraktischen Unterricht 
erstreckt, eine Anwärterbefugnis erteilt, wenn die 
fahrpraktische Prüfung und die Fachkundeprüfung jeweils mit 
Erfolg abgelegt wurden. Im Übrigen sind die §§ 1 bis 8 und 11 
bis 14 mit den nachstehenden Maßgaben entsprechend 
anzuwenden. Die Erteilungsvoraussetzungen nach §2 Absatz 1 
Satz 1 Nummer 8 und 9 und §7 Absatz 3 brauchen nicht erfüllt 
zu sein. Die Anwärterbefugnis ist auf zwei Jahre zu befristen. 
Sie erlischt 
     1. mit Erteilung der Fahrlehrerlaubnis, 
     2. nach dreimaliger erfolgloser Lehrprobe im     
         theoretischen oder im fahrpraktischen Unterricht (§ 8    
         Absatz 2) oder 
     3. durch Ablauf der Frist. 
(2) Von der Anwärterbefugnis darf nur unter Aufsicht eines 
Ausbildungsfahrlehrers im Sinne des § 16 Gebrauch gemacht 
werden. 

Zusammenfassung 

 
 
Hat der Fahrlehreranwärter 
seine fahrpraktische und 
seine Fachkundeprüfung 
bestanden, wird ihm eine 
Anwärterbefugnis erteilt. 
Die Anwärterbefugnis ist auf 
zwei Jahre befristet. Sie 
erlischt, wenn nach 
erfolgreich abgelegten 
Lehrproben die 
Fahrlehrerlaubnis erteilt 
wurde. Nach dreimal 
erfolglos abgelegter 
Lehrprobe (Theorie oder 
Praxis) erlischt die 
Anwärterbefugnis. 
Der Anwärter darf von seiner 
Befugnis nur unter Aufsicht 
eines Ausbildungsfahrlehrers 
Gebrauch machen. 
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Fahrlehrergesetz 

 

 
§ 10 Erteilung der Fahrlehrerlaubnis und der Anwärterbefugnis 
(1) Die Fahrlehrerlaubnis wird durch Aushändigung oder 
Zustellung des Fahrlehrerscheins erteilt, die Anwärterbefugnis 
wird durch die Aushändigung oder Zustellung des 
Anwärterscheins erteilt. Inhaber einer Fahrlehrerlaubnis haben 
den Fahrlehrerschein und Fahrlehreranwärter haben den 
Anwärterschein bei Fahrten mit Fahrschülern mitzuführen und 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde sowie den für die 
Überwachung des Straßenverkehrs und bei Fahr-
erlaubnisprüfungen den für die Prüfung zuständigen Personen 
auf Verlangen auszuhändigen. 
(2) Der Fahrlehrerschein muss 
     1. den Namen 
     2. die Vornamen, 
     3. den Geburtstag und -ort, 
     4. die Angabe, für welche Fahrlehrerlaubnisklassen die 
         Fahrlehrerlaubnis gilt, 
     5. die Angabe, welche Auflagen bestehen, 
     6. die Beschäftigungsverhältnisse mit dem Inhaber einer  
         Fahrschule oder die selbstständige Tätigkeit als Inhaber  
         einer Fahrschule sowie 
     7. in den Fällen des § 3 Absatz 1 Satz 2 den Zusatz, dass die  
         Fahrlehrerlaubnis nur zur vorübergehen den und  
         gelegentlichen Ausbildung von Fahrschülern berechtigt, 
         enthalten.  
Der Fahrlehrerschein ist der nach Landes recht zuständigen 
Behörde bei Beginn und Ende des Beschäftigungsverhältnisses 
unverzüglich vorzulegen. 
(3) Der Anwärterschein muss 
     1. den Namen, 
     2. die Vornamen, 
     3. den Geburtstag und -ort, 
     4. die Angabe, welche Auflagen bestehen, 
     5. das Ausbildungsverhältnis mit dem Inhaber einer     
         Fahrschule sowie 
     6. die Gültigkeitsdauer enthalten.  
Der Anwärterschein ist der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde bei Ablauf der Gültigkeit und bei Beendigung des 
Ausbildungsverhältnisses vorzulegen. 

Zusammenfassung 

 
Die Anwärterbefugnis wird 
mit Aushändigung oder 
Zustellung des 
Anwärterscheins erteilt. Er ist 
bei Fahrten mit Fahrschülern 
mit sich zu führen. Befugten 
Personen ist er auf Verlangen 
auszu-händigen. 
Neben dem Namen, 
Geburtstag und -ort 
muss im Anwärterschein 
auch das Beschäftigungs-
verhältnis mit einer 
Ausbildungsfahrschule sein. 
Eventuelle Auflagen werden 
dort ebenfalls vermerkt. 
Nach Ablauf der 
Gültigkeitsdauer, die auf 
dem Anwärterschein 
eingetragen ist, muss dieser 
der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde 
vorgelegt werden. Das gilt 
auch, wenn das 
Ausbildungsverhältnis 
beendet wird. 
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Fahrlehrergesetz 

 

 

§ 16 Ausbildungsfahrlehrer und Inhalt der Ausbildung 
(1) Der Ausbildungsfahrlehrer muss innerhalb der letzten fünf 
Jahre mindestens drei Jahre lang Fahrschülern, welche die 
Fahrerlaubnis zum Führen von Kraftfahrzeugen der Klasse B 
erwerben wollen, hauptberuflich – als Angehöriger der 
Bundeswehr, der Bundespolizei oder der Polizei überwiegend – 
theoretischen und praktischen Unterricht erteilt haben. Er muss 
ferner erfolgreich an einem fünftägigen Einweisungsseminar in 
einer amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätte oder von 
einem Berufsverband der Fahrlehrer, sofern dieser hierfür von der 
nach Landesrecht zu ständigen Behörde anerkannt ist, 
teilgenommen haben. Der Ausbildungsfahrlehrer darf nur in 
einer Ausbildungsfahrschule tätig werden. 
(2) Die Teilnahme an einem Einweisungsseminar nach Absatz 1 
war erfolgreich, wenn der Teilnehmer an allen Veranstaltungen 
des Seminars teilgenommen und durch aktive Beteiligung 
gezeigt hat, dass er zur Fahrlehrerausbildung befähigt ist. Über 
das Vorliegen dieser Voraussetzung entscheidet die nach 
Landesrecht zuständige Behörde unter Berücksichtigung einer 
Stellungnahme der Seminarleitung. 
(3) Der Ausbildungsfahrlehrer hat den Fahrlehreranwärter 
sorgfältig auszubilden. Er hat ihn vor allem theoretischen und 
praktischen Unterricht durchführen zu lassen und hierbei 
anzuleiten und zu beaufsichtigen. 
Zur Anleitung gehören insbesondere die Vorbereitung und 
Auswertung des Unterrichts. Zu Beginn der Ausbildung hat der 
Ausbildungsfahrlehrer während des theoretischen und 
praktischen Unterrichts ständig anwesend zu sein. 
(4) Dem Ausbildungsfahrlehrer kann die Ausbildung eines 
Fahrlehreranwärters untersagt werden, wenn die Anforderungen 
nach Absatz 1 nicht erfüllt oder wenn nicht die Gewähr 
geboten wird, dass den Verpflichtungen nach Absatz 3 
nachgekommen wird. 

Zusammenfassung 

 
Wer Ausbildungsfahrlehrer 
werden möchte, muss 
innerhalb der letzten fünf 
Jahre drei Jahre lang 
hauptberuflich Fahrschülern 
der Klasse B theoretischen 
und praktischen Unterricht 
erteilt haben.  
Nach erfolgreicher 
Teilnahme an einem 
fünftägigen Einweisungs-
seminar dürfen Fahrlehrer- 
anwärter ausgebildet 
werden. Ob die Teilnahme 
erfolgreich war, entscheidet 
die nach Landesrecht 
zuständig Behörde. 
Sie wiederum berücksichtig 
die Stellungnahme des 
Seminarleiters. 
Der Ausbildungsfahrlehrer 
hat vor allem theoretischen 
und praktischen Unterricht 
durchführen zu lassen. Er 
muss den Anwärter sorgfältig 
ausbilden. Er hat ihn 
anzuleiten und zu 
beaufsichtigen. Dazu 
gehören die Vorbereitung 
und die Auswertung des 
Unterrichts. 
Zu Beginn der Ausbildung 
des Anwärters hat er ständig 
anwesend zu sein. Ihm kann 
die Erlaubnis untersagt 
werden, wenn er seinen 
Verpflichtungen nicht 
nachkommt. 
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Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz 

 

 

§ 2 Anwärterschein und Fahrlehrerschein 
(1) Der Anwärterschein muss dem Muster nach Anlage 1.1, der 
Fahrlehrerschein dem Muster nach Anlage 1.2 entsprechen. 
Dies gilt nicht für Anwärterscheine und Fahrlehrerscheine der 
Bundeswehr, der Bundespolizei und der Polizei. 
(2) Der Fahrlehrerschein für die Fahrlehrerlaubnisklasse BE darf 
erst ausgehändigt oder zugestellt werden, wenn der 
Anwärterschein für die Anwärterbefugnis der Fahrlehr-
erlaubnisklasse BE durch die nach Landesrecht zuständige 
Behörde oder die nach § 44 Absatz 2 des Fahrlehrergesetzes 
zuständige Dienststelle eingezogen oder ungültig gemacht 
worden ist. 
(3) Mit der Aushändigung oder Zustellung des Anwärterscheins 
oder des Fahrlehrerscheins sind die Inhaber darauf 
hinzuweisen, dass die Ausübung der Fahrlehrerlaubnis nur in 
Verbindung mit einer Fahrschulerlaubnis oder im Rahmen eines 
Beschäftigungsverhältnisses, die Ausübung der Anwärter-
befugnis nur im Rahmen eines Ausbildungsverhältnisses mit 
dem Inhaber einer Ausbildungsfahrschule zulässig ist. 
(4) Bei jeder Änderung ist ein neuer Fahrlehrerschein aus-
zufertigen. 

Zusammenfassung 
 

Fahrlehrerscheine und 
Anwärterscheine haben 
einem vorgegebenen Muster 
zu entsprechen. 
Ein Fahrlehrerschein darf erst 
ausgehändigt oder zugestellt 
werden, wenn der 
Anwärterschein eingezogen 
oder ungültig gemacht 
wurde. 
Mit der Aushändigung oder 
Zustellung erfolgt der 
Hinweis, dass von der 
Anwärterbefugnis nur im 
Rahmen eines 
Ausbildungsverhältnisses in 
einer Ausbildungs-fahrschule 
Gebrauch gemacht werden 
darf. 
Beim Fahrlehrerschein 
bezieht sich der Hinweis auf 
die Verbindung mit einer 
Fahrschulerlaubnis oder im 
Rahmen eines 
Beschäftigungsverhältnisses. 
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Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz 
Anlage 1.1 
(zu § 2 Absatz 1) 
Anwärterschein Fahrlehrer 
Zusammenhängend auf Neobondpapier in einer Stärke von 150 g/m2 ohne 
optische Aufheller, Farbe weiß, Breite 222 mm, Höhe 105 mm. In das Trägermaterial 
sind die folgenden fälschungserschwerenden Sicherheitsmerkmale eingearbeitet: 
1. als Wasserzeichen das gesetzlich für die Bundesdruckerei geschützte Motiv   
    „Stilisierter Bundesadler“, 
2. nur unter UV-Licht sichtbare rot und blau fluoreszierende Melierfasern, 
3. chemische Reagenzien.  
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Durchführungsverordnung zum Fahrlehrergesetz 
Anlage 1.2 
(zu § 2 Absatz 1) 
Fahrlehrerschein 
Zusammenhängend auf Neobondpapier in einer Stärke von 150 g/m2 ohne 
optische Aufheller, Farbe gelb, Breite 222 mm, Höhe 105 mm. In das Trägermaterial 
sind die folgenden fälschungserschwerenden Sicherheitsmerkmale eingearbeitet: 
1. als Wasserzeichen das gesetzlich für die Bundesdruckerei geschützte Motiv   
    „Stilisierter Bundesadler“, 
2. nur unter UV-Licht sichtbare rot und blau fluoreszierende Melierfasern, 
3. chemische Reagenzien. 
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Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung 

 

§ 1 Ort und Ablauf der Ausbildung
(1) Die Ausbildung zum Fahrlehrer erfolgt in einer amtlich 
anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätte und in einer 
Ausbildungsfahrschule. Die Ausbildung in der Fahrlehrer-
ausbildungsstätte erfolgt in geschlossenen Kursen und darf 
vorbehaltlich arbeitsschutzrechtlicher, mutterschutzrechtlicher 
und urlaubsrechtlicher Bestimmungen nicht unterbrochen 
werden. Die Regelung des § 44 Absatz 2 des Fahrlehrergesetzes 
bleibt unberührt.
(2) Der Fahrlehreranwärter um eine Fahrlehrerlaubnis der 
Klasse BE hat zu Beginn der Ausbildung eine 
einmonatige Einführungsphase zu absolvieren und sich im 
Anschluss daran einer mindestens siebenmonatigen 
Ausbildung in einer Fahrlehrerausbildungsstätte und einer 
mindestens vier-monatigen Ausbildung in  Form  eines  
Lehrpraktikums in einer Ausbildungsfahrschule zu 
unterziehen.
(3) Die theoretische und praktische Ausbildung erfolgt in 
Unterrichtseinheiten zu je 45 Minuten. Die Einführungsphase setzt 
sich aus einer einwöchigen Einführung mit mindestens 32 
Unterrichtseinheiten in einer Fahrlehrerausbildungsstätte und einer 
anschließenden zweiwöchigen Hospitationsphase mit mindestens 
20 Unterrichtseinheiten je Ausbildungswoche in einer 
Ausbildungsfahrschule zusammen. Sie endet mit einer 
einwöchigen Auswertungsphase von mindestens 32 
Unterrichtseinheiten in der Fahrlehrerausbildungsstätte.
(4) Während der Ausbildung in der Fahrlehrerausbildungsstätte 
erfolgt im vierten Monat eine einwöchige Hospitation in einer 
Ausbildungsfahrschule.
(5) Während des Lehrpraktikums in der Ausbildungsfahrschule 
finden möglichst am Ende des zweiten Monats zwei 
Reflexionstage und am Ende des vierten Monats eine 
Reflexionswoche in der Fahrlehrerausbildungsstätte statt.
(6) Der Bewerber um eine Fahrlehrerlaubnis der Klasse A hat 
sich zusätzlich einer einmonatigen Ausbildung, der Bewerber um 
eine Fahrlehrerlaubnis der Klassen CE oder DE einer 
zweimonatigen Ausbildung in einer Fahrlehrerausbildungsstätte 
zu unterziehen. § 7 Absatz 3 Satz 2 des Fahrlehrergesetzes bleibt 
unberührt.

Zusammenfassung

Die Ausbildung in der 
Ausbildungsstätte erfolgt in 
geschlossenen Kursen. Sie 
darf nicht unterbrochen 
werden, es sei denn, 
arbeitsschutz-, urlaubs- oder 
mutterschutzrechtliche 
Regelungen sprechen 
dafür. 
Die Ausbildung setzt sich 
aus einer einmonatigen 
Einführungsphase, min-
destens sieben Monaten in 
der Fahrlehrer-
ausbildungsstätte und 
mindestens vier Monaten in 
der Ausbildungsfahrschule 
zusammen. 
Die Einführungsphase findet 
in der ersten und letzten 
Woche in der 
Ausbildungsstätte (mind. 32 
UE pro Woche) statt. Die 
mittleren beiden Wochen 
verbringt der Anwärter in 
der Aus-bildungsfahrschule 
(mind. 20 UE pro Woche). 
Im fünften Monate in der 
Ausbildungsstätte erfolgt 
eine einwöchige Hospita-
tion in der Ausbildungs-
fahrschule. 
Möglichst am Ende des 
zweiten Monats in der 
Ausbildungsfahrschule 
finden zwei Reflexionstage 
und am Ende des vierten 
Monates eine Reflexions-
woche in der Ausbildungs- 
stätte statt.
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Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung 
Darstellung der Fahrlehrer-Ausbildung und -Prüfung im VI Altenburg(Grafiken Dreier/Bittner) 
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Das Verkehrsinstitut Altenburg hat für die Fahrlehrerausbildung einen eigenen 
Rahmenplan mit 1680 Unterrichtseinheiten für Sie erstellt. Wir wollen Ihren Erfolg!



Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung 

§ 2 Fahrlehrerausbildungsstätte
(1) Die Ausbildung ist nach einem von der nach Landesrecht
zuständigen Behörde zu genehmigenden Ausbildungsplan
durchzuführen, der mindestens die Kompetenzen und
Stundenangaben des Rahmenplans nach Anlage 1 enthalten
muss.
(2) Die wöchentliche Dauer der Ausbildung darf 32
Unterrichtseinheiten nicht unterschreiten. Die tägliche Dauer
der Ausbildung darf acht Unterrichtseinheiten nicht
überschreiten.
(3) Die Ausbildung erfolgt in einem geschlossenen Lehrgang.
Die Teilnehmerzahl der Lehrgänge soll 32 nicht überschreiten.
Der Beginn des Lehrgangs und die Namen der Teilnehmer sind
der nach Landesrecht zuständigen Behörde nach § 50 Absatz
2 Nummer 4 des Fahrlehrergesetzes innerhalb von zwei
Wochen ab Beginn mitzuteilen.
(4) Der Unterricht ist von den im Rahmenplan aufgeführten
Lehrkräften nach § 9 Absatz 1 der Durchführungsverordnung
zum Fahrlehrergesetz durchzuführen.

Zusammenfassung

Fahrlehrerausbildungs-
stätten haben ihren Lehr- 
plan von der nach 
Landesrecht zuständigen 
Behörde genehmigen zu 
lassen. Er muss den 
Vorgaben des Rahmen-
plans entsprechen. 
Täglich dürfen nicht mehr 
als acht UE stattfinden. 
Innerhalb einer Woche 
müssen mindesten 32 UE 
durchgeführt werden. 
Der geschlossene Lehrgang 
soll mit höchstens 32 
Teilnehmern durchgeführt 
werden. Die Kurse müssen 
innerhalb von zwei Wochen 
vor Beginn unter Angabe 
der Namen der Teilnehmer 
bei der zuständigen 
Behörde angemeldet 
werden. 
Es dürfen nur Lehrkräfte 
eingesetzt werden, die im 
Rahmenplan aufgeführt 
sind. 
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Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung 

§ 3 Ausbildungsfahrschule
(1) Das Lehrpraktikum der Fahrlehreranwärter hat die
Qualitätskriterien für die Fahrschulausbildung nach Anlage 2 zu
berücksichtigen und ist nach einem von der nach Landesrecht
zuständigen Behörde zu genehmigenden Praktikumsplan nach
dem Musterplan und der Unterrichtsverteilung nach Anlage 3
durchzuführen.
(2) Die wöchentliche Dauer des Praktikums darf 20
Unterrichtseinheiten nicht unterschreiten und 40
Unterrichtseinheiten nicht überschreiten. Als Unterricht nach
Satz 1 gelten die Hospitation, die Durchführung von Unterricht
in und ohne Anwesenheit des Ausbildungsfahrlehrers, die Vor- 
und Nachbesprechung des Unterrichts sowie die Vorstellung
zur praktischen Prüfung.
(3) Der Ausbildungsfahrlehrer soll insbesondere zu Beginn der
Ausbildung jeweils nur einen Fahrlehreranwärter ausbilden; im
Übrigen darf er nicht mehr als zwei Fahrlehreranwärter
gleichzeitig ausbilden.

Zusammenfassung

Die Ausbildung in der 
Ausbildungsfahrschule 
unterliegt festgelegten 
Qualitätskriterien. 
Der Ausbildungsplan der 
Ausbildungsfahrschule muss 
dem Rahmenplan 
entsprechen. Er muss von 
der zuständigen Behörde 
genehmigen werden. 
Die Anzahl der 
wöchentlichen UE ist mit 20 
mindestens und 40 
höchstens festgelegt. 
Zur UE gehören neben der 
Hospitation und der 
Unterrichte mit und ohne 
Anwesenheit des 
Ausbildungsfahrlehrers auch 
die Vor- und 
Nachbesprechungen. 
Ein Ausbildungsfahrlehrer 
darf höchstens zwei 
Fahrlehreranwärter 
gleichzeitig ausbilden. Zu 
Beginn der Ausbildung darf 
er jedoch nur einen 
Anwärter ausbilden. 
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Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung 
Anlage 1 (zu § 2 Absatz 1) Rahmenplan für die Fahrlehrerausbildung an 
Fahrlehrerausbildungsstätten-Das Verkehrsinstitut Altenburg hat für die Fahrlehrerausbildung einen 
eigenen Rahmenplan mit 1680 Unterrichtseinheiten für Sie erstellt. Wir wollen Ihren Erfolg!

19 



20 



21 



22 



23 



24 



25 



 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

26 



 

  

 

Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung 
Fahrlehrerausbildung 

Aufteilung in die einzelnen Kompetenzbereiche 
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Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung 
 

Anlage 2 
(zu § 3 Absatz 1) 
 

Qualitätskriterien für die Fahrschulausbildung 
I. Qualitätskriterien für den Theoretischen Unterricht 

 1. Strukturierung der Unterrichtseinheit, 
 2. Motivierung der Fahrschüler und Praxisbezug, 
 3. fachliche Vermittlung der Lehr-Lerninhalte, 
 4. Binnendifferenzierung, 
 5. angemessenes Reagieren auf Beiträge der Fahrschüler, 
 6. Tempo der Vermittlung der Lehr-Lerninhalte, 
 7. Festigung, 
 8. Visualisierung der Lehr-Lerninhalte durch Medien, 
 9. Qualität der Lehrvorträge, 
 10. Organisation von Erfahrungsberichten, 
 11. Organisation von Diskussionen und 
 12. Durchführung von Lernkontrollen 
 
II. Qualitätskriterien für den Praktischen Unterricht 

 1. Strukturierung der Übungsstunde, 
 2. Orientierung am Ausbildungsstand des Fahrschülers, 
 3. Qualität des Methodeneinsatzes, 
 4. Qualität verbaler Anweisungen, 
 5. fachliche Korrektheit der Lehr-Lerninhalte und Orientierung am   
     Ausbildungsplan des Fahrlehrers, 
 6. Schaffung einer guten Ausbildungsatmosphäre und 
 7. angemessenes Reagieren auf Fahrfehler. 
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Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung 
 

Anlage 3 
(zu § 3 Absatz 1) 
 

I. Musterplan 
Musterplan und Unterrichtsverteilung für das Lehrpraktikum 
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Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung 
 

Anlage 3 
(zu § 3 Absatz 1) 
 

II. Unterrichtsverteilung im Lehrpraktikum (Mindestunterricht) 
Folgende Übersicht orientiert sich an dem Mindestunterricht von 20 

Unterrichtseinheiten nach § 3 Absatz 2 der Fahrlehrer-Ausbildungsverordnung. 

Der Ablauf des Praktikums orientiert sich am Leistungsvermögen des Fahrlehreranwärters 
sowie an den Fahrschülern, die in der Ausbildungszeit vorhanden sind. Die vollständige 
fahrpraktische Ausbildung von drei Fahrschülern durch den Fahrlehreranwärter ist 
anzustreben  (2 Bei einer Zunahme der Gesamtzahl der Unterrichtseinheiten des Praktikums (bei maximal 40 Unterrichtseinheiten pro 
Woche sind das maximal 660 Unterrichtseinheiten gesamt) enthält die laufende  Nr. 6 eine entsprechende Stundenerhöhung.) 
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Fahrlehrer-Prüfungsverordnung 
 

 § 1 Errichtung 
Für die Fahrlehrerprüfung (§ 2 Absatz 1 Nummer 9, § 8 des Fahr-
lehrergesetzes) wird bei der nach Landesrecht zuständigen 
Behörde oder Stelle ein Prüfungsausschuss errichtet. 
 
§ 2 Zusammensetzung 
(1) Der Prüfungsausschuss besteht aus vier Mitgliedern. Die 
Mitglieder müssen für ihre Prüfungsgebiete sachkundig und als 
Prüfer geeignet sein. 
(2) Dem Prüfungsausschuss müssen angehören: 
     1. ein Mitglied mit der Befähigung zum Richteramt oder zum   
         höheren nichttechnischen Verwaltungsdienst, 
     2. ein amtlich anerkannter Sachverständiger für den   
         Kraftfahrzeugverkehr, auch mit Teilbefugnissen gemäß § 2  
         Absatz 2 Satz 1 Nummer 1 und 2 des Kraftfahrsach- 
         verständigengesetzes, 
     3. ein Mitglied mit abgeschlossenem Hochschulstudium mit  
         bildungswissenschaftlichem Schwerpunkt und Diplom oder  
         gleichwertigem Masterabschluss und 
     4. ein Fahrlehrer, der die Fahrlehrerlaubnisklassen A, BE, CE und  
         die Fahrlehrerlaubnisklasse DE besitzt, sofern Bewerber in der  
         Fahrlehrerlaubnisklasse DE geprüft werden sollen, und  
         mindestens drei Jahre lang hauptberuflich Fahrschüler  
         theoretisch und praktisch ausgebildet hat. 
Jedes Mitglied des Prüfungsausschusses muss eine Fahrerlaubnis 
besitzen. 
(3) Abweichend von Absatz 2 Satz 1 Nummer 4 kann ein Fahr-
lehrer, der aus gesundheitlichen Gründen eine danach 
erforderliche Fahrlehrerlaubnis nicht mehr besitzt, dem 
Prüfungsausschuss weiterhin angehören, wenn er für diese 
Aufgabe körperlich und geistig geeignet ist. 
(4) Die Mitwirkung aller Mitglieder des Prüfungsausschusses ist bei 
der fahrpraktischen Prüfung (§ 15) sowie bei den Lehrproben (§§ 
17, 18) nicht erforderlich. Die fahrpraktische Prüfung (§ 15) wird in 
der Regel von dem amtlich anerkannten Sachverständigen 
(Absatz 2 Satz 1 Nummer 2) und dem Fahrlehrer (Absatz 2 Satz 1 
Nummer 4) durchgeführt. Der mündliche Teil der Fach-
kundeprüfung wird vor dem gesamten Prüfungsausschuss mit vier 
Mitgliedern (Absatz 2 Satz 1) durchgeführt. Die Lehrproben (§§ 17, 
18) werden in der Regel von dem Mitglied mit abgeschlossenem 
Studium mit bildungswissenschaftlichem Schwerpunkt (Absatz 2 
Satz 1 Nummer 3) und dem Fahrlehrer (Absatz 2 Satz 1 Nummer 4) 
durchgeführt. Im Übrigen bestimmt das vorsitzende Mitglied die 
Teilnahme von mindestens zwei Mitgliedern des Prüfungsaus-
schusses. 

Zusammenfassung 
 

Prüfungsausschüsse werden 
von der nach Landesrecht 
zuständigen Stelle 
eingerichtet. 
Dem Prüfungsausschuss 
müssen ein amtlich 
anerkannter Kfz- Sach-
verständiger, ein Fahrlehrer 
der Klassen A, BE, CE , ein 
Bildungswissenschaftler und 
ein zum Richteramt be-
fähigtes Mitglied ange-
hören. Jedes dieser 
Mitglieder muss eine 
Fahrerlaubnis besitzen. 

Bei der fahrpraktischen 
Prüfung sind idR der 
Fahrlehrer und der 
Sachverständige anwesend. 
Die Fachkundeprüfung wird 
von allen Mitgliedern des 
Ausschusses abgenommen. 
Bei den Lehrproben reicht 
die Anwesenheit des 
Fahrlehrers und des 
Bildungswissenschaftlers. 

Im Übrigen bestimmt der 
Prüfungsausschussvorsitz-
ende die Teilnahme von 
mindestens zwei Ausschuss-
mitgliedern. 
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Fahrlehrer-Prüfungsverordnung 

 
 

§ 3 Berufung der Mitglieder 
(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde oder Stelle beruft 
die Mitglieder des Prüfungsausschusses und bestimmt das 
vorsitzende Mitglied. Dieses soll der nach Landesrecht 
zuständigen Behörde oder Stelle angehören. Die Berufung kann 
befristet werden. 
(2) Wer Ausbildungsstätten für Fahrlehreranwärter oder Bewerber 
einrichtet, unterhält oder betreibt oder sich geschäftsmäßig mit 
der Ausbildung von Fahrlehreranwärtern befasst, kann nicht 
Mitglied des Prüfungsausschusses sein. 
Dies gilt auch für 
     1. Mitglieder nach § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 3, die als 
         Lehrkraft an einer Fahrlehrerausbildungsstätte tätig sind, 
         an der der Fahrlehreranwärter oder Bewerber ausgebildet 
         wurde oder 
     2. Mitglieder nach § 2 Absatz 2 Satz 1 Nummer 4, die als 
         Ausbildungsfahrlehrer einer Ausbildungsfahrschule 
         angehören, in der der Fahrlehreranwärter ausgebildet     
         wurde. 
 

Zusammenfassung 

 

Die Berufung von 
Prüfungsausschuss-
mitgliedern durch die 
nach Landesrecht 
zuständige Behörde kann 
befristet werden. Sie 
bestimmt auch, wer den 
Vorsitz übernimmt. Er sollte 
der Behörde angehören. 

Wer sich geschäftsmäßig 
mit der Ausbildung von 
Fahrlehrern in einer 
Fahrlehrerausbildungs-
stätte beschäftigt, kann 
nicht in den Prüfungs-
ausschuss berufen 
werden. Dies gilt auch für 
Lehrkräfte, die den zu 
prüfenden Bewerber 
ausgebildet haben. 

34 



 

  

 
Fahrlehrer-Prüfungsverordnung 

 
 § 4 Ausgeschlossene Personen, Befangenheit 

(1) Bei Prüfungen oder Lehrproben darf ein Prüfungsausschussmitglied 
nicht mitwirken: 
     1. das Angehöriger eines Fahrlehreranwärters oder Bewerbers ist, 
     2. das einen Fahrlehreranwärter oder einen Bewerber kraft Gesetzes 
         oder Vollmacht allgemein vertritt oder sonst für ihn tätig geworden   
         ist, 
     3. das aufgrund seiner persönlichen Stellung oder Beziehung zum 
         Fahrlehreranwärter oder Bewerber durch die Tätigkeit als Mitglied 
         des Prüfungsausschusses oder durch eine Entscheidung des     
         Ausschusses einen unmittelbaren Vorteil oder Nachteil erlangen    
         kann oder 
     4. bei dem sonst ein Grund vorliegt, der geeignet ist, Misstrauen     
         gegen eine unparteiische Mitwirkung im Prüfungsausschuss zu 
         rechtfertigen. 
(2) Angehörige im Sinne des Absatzes 1 Nummer 1 sind: 
     1. Verlobte, 
     2. Ehegatten oder Lebenspartner, 
     3. Verwandte oder Verschwägerte gerader Linie, 
     4. Geschwister, 
     5. Kinder der Geschwister, 
     6. Ehegatten der Geschwister und Geschwister der Ehegatten, 
     7. Geschwister der Eltern, 
     8. Personen, die durch ein auf längere Dauer angelegtes Pflegeverhältnis    
         mit häuslicher Gemeinschaft wie Eltern und Kind miteinander    
         verbunden sind (Pflegeeltern und Pflegekinder). 
Angehörige sind die in Satz 1 aufgeführten Personen auch dann, wenn 
hinsichtlich des Satzes 1 der: 
     1. Nummer 2, 3 oder 6 die die Beziehung begründende Ehe nicht   
        mehr besteht, 
     2. Nummer 3 bis 7 die Verwandtschaft oder Schwägerschaft durch 
         Annahme als Kind erloschen ist, 
     3. Nummer 8 die häusliche Gemeinschaft nicht mehr besteht, sofern 
         die Personen weiterhin wie Eltern und Kind miteinander verbunden  
         sind. 
(3) Hält sich ein Mitglied des Prüfungsausschusses für ausgeschlossen 
oder bestehen Zweifel, ob die Voraussetzungen des Absatzes 1 
gegeben sind, oder behauptet ein Fahrlehreranwärter oder ein 
Bewerber das Vorliegen der in Absatz 1 genannten Gründe, ist dies dem 
vorsitzenden Mitglied des Ausschusses mitzuteilen. Der Ausschuss 
entscheidet über den Ausschluss. Der Betroffene darf an dieser 
Entscheidung nicht mitwirken. 
(4) Richtet sich der beantragte oder beschlossene Ausschluss von der 
Mitwirkung im Prüfungsausschuss gegen das vorsitzende Mitglied, ist dies 
der nach Landesrecht zuständigen Behörde zuzuleiten. Während der 
Prüfung oder Lehrprobe ist die Mitteilung dem Prüfungsausschuss 
mitzuteilen. Die Entscheidung über den Ausschluss von der Mitwirkung 
trifft die für die Errichtung des Prüfungsausschusses nach § 1 bestimmte 
Stelle, während der Prüfung oder Lehrprobe der Prüfungsausschuss. 
(5) Ein von der Mitwirkung ausgeschlossenes Mitglied des Prüfungs-
ausschusses ist durch ein anderes Mitglied zu ersetzen. 

Zusammenfassung 

Die Mitwirkung an 
Fahrlehrerprüfungen ist 
immer dann nicht möglich, 
wenn eine persönliche 
Beziehung zum Bewerber 
oder Zweifel an der 
unparteiischen Mitwirkung 
bestehen. 

Liegen mögliche Gründe für 
den Ausschluss eines 
Prüfungausschussmitglieds 
vor, so sind diese dem 
Vorsitzenden mitteilen. Die 
Entscheidung fällt durch 
den Ausschuss. Der 
Betroffene darf daran nicht 
mitwirken. 

Bestehen Einwände gegen 
die Teilnahme des 
Vorsitzenden, so entscheidet 
die einrichtende Stelle. Bei 
aufkommenden Zweifeln 
während der Prüfung 
entscheidet der Ausschuss. 

Nach Ausschluss ist das 
Mitglied durch ein anderes 
zu ersetzen. 
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Fahrlehrer-Prüfungsverordnung 

  

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

§ 5 Verschwiegenheit 
Die Mitglieder des Prüfungsausschusses haben gegenüber Dritten 
Verschwiegenheit zu wahren. Ausnahmen bedürfen der 
Einwilligung der nach Landesrecht zuständigen Behörde oder der 
für die Errichtung des Prüfungsausschusses nach § 1 bestimmten 
Stelle. 
 
§ 6 Örtliche Zuständigkeit 
Für die Durchführung der Prüfungen ist nach § 50 des 
Fahrlehrergesetzes jeweils der Prüfungsausschuss zuständig, in 
dessen Bezirk der Fahrlehreranwärter oder der Bewerber seinen 
Wohnsitz oder die von ihm besuchte Fahrlehrerausbildungsstätte 
oder Ausbildungsfahrschule ihren Sitz hat. Für die Durchführung 
der Lehrproben ist der Prüfungsausschuss zuständig, in dessen 
Bezirk die Ausbildungsfahrschule ihren Hauptsitz hat. Mit 
Zustimmung der nach Landesrecht zuständigen Behörde kann 
eine Fachkundeprüfung auch durch einen anderen 
Prüfungsausschuss durchgeführt werden. 
 
§ 7 Beschlussfähigkeit und Abstimmung 
(1) Der Prüfungsausschuss ist beschlussfähig, wenn die in § 2 
jeweils genannten Mitglieder mitwirken. 
(2) Die Entscheidungen ergehen mit Stimmenmehrheit. Bei 
Stimmengleichheit entscheidet das vorsitzende Mitglied. 
 

Zusammenfassung 

Prüfungsausschussmitglieder 
haben sich zur Ver-
schwiegenheit verpflichtet, 
von der die einrichtende 
Stelle Ausnahmen machen 
darf. 

Die Zuständigkeit des 
Prüfungsausschusses richtet 
sich nach dem Wohnort des 
Fahrlehreranwärters, dem 
Sitz der Fahrlehrer-
ausbildungsstätte oder dem 
Standort der Ausbildungs-
fahrschule. 

Der Bewerber kann auf 
Antrag seine Fachkunde-
prüfung auch bei einem 
anderen Prüfungsausschuss 
ablegen. 

Der Prüfungsausschuss ist 
immer dann beschlussfähig, 
wenn alle vorgesehenen 
Mitglieder beteiligt sind. Es 
werden Mehrheitsbeschlüsse 
gefasst, bei denen der 
Vorsitzende entscheidet, 
wenn Stimmengleichheit 
besteht. 
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§ 8 Zulassung zur Fahrlehrerprüfung (§ 8 des Fahrlehrergesetzes) 
(1) Die nach Landesrecht zuständige Behörde oder die nach § 44 
Absatz 2 des Fahrlehrergesetzes zuständige Dienststelle lässt den 
Fahrlehreranwärter für die Anwärterbefugnis der Klasse BE auf Antrag zur 
fahrpraktischen Prüfung und zur Fachkundeprüfung zu, wenn 
     1. die Voraussetzungen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2, 4 bis 6   
         des Fahrlehrergesetzes vorliegen und 
     2. die Ausbildung nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 des    
         Fahrlehrergesetzes begonnen wurde. 
(2) Die nach Landesrecht zuständige Behörde oder die nach § 44 
Absatz 2 des Fahrlehrergesetzes zuständige Dienststelle lässt den 
Fahrlehreranwärter für die Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE auf Antrag zu 
den Lehrproben im theoretischen und fahrpraktischen Unterricht zu, 
wenn ihm die Anwärterbefugnis nach § 9 Absatz 1 des Fahrlehrer-
gesetzes erteilt worden ist oder gleichzeitig erteilt wird. Die gemäß § 4 
Absatz 4 Satz 2 des Fahrlehrergesetzes nachzureichenden 
Bescheinigungen hat der Fahrlehreranwärter dem vorsitzenden Mitglied 
des Prüfungsausschusses oder dem nach Absatz 5 bestimmten Mitglied 
zur Prüfung und zur Weiterleitung an die nach Landesrecht zuständige 
Behörde zu übergeben. Diese Tätigkeiten kann auf die Geschäfts- oder 
Verwaltungsstelle des Prüfungsausschusses übertragen werden. 
(3) Die nach Landesrecht zuständige Behörde lässt den Bewerber für die 
Fahrlehrerlaubnisklasse A, CE und DE auf Antrag zur fahrpraktischen 
Prüfung und zur Fachkundeprüfung zu, wenn 
     1. er die Fahrlehrerlaubnis der Klasse BE besitzt, 
     2. die Voraussetzungen nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 2 bis 6 des    
         Fahrlehrergesetzes vorliegen und 
     3. er die Ausbildung nach § 2 Absatz 1 Satz 1 Nummer 8 des  
         Fahrlehrergesetzes begonnen hat. 
(4) Die nach Landesrecht zuständige Behörde beauftragt den 
Prüfungsausschuss mit der Durchführung der jeweiligen Prüfungen und 
Lehrproben. 
(5) Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses oder ein von ihm 
bestimmtes Mitglied prüft, ob die jeweiligen Voraussetzungen, 
insbesondere nach den §§ 9 und 14, für die Ablegung der Prüfungen 
und Lehrproben erfüllt sind und die gemäß Absatz 2 Satz 2 
nachzureichenden Bescheinigungen und Unterlagen übergeben sind. 
Es kann diese Tätigkeiten auf die Geschäfts- oder Verwaltungsstelle des 
Prüfungsausschusses übertragen. 
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Zusammenfassung 

Der Fahrlehreranwärter wird 
auf Antrag zur Prüfung 
zugelassen. 

Bei der fahrpraktischen und 
der Fachkundeprüfung 
ergeht die Zulassung, wenn 
die geistige und körperliche 
Eignung vorliegt und die 
Ausbildung zum Fahrlehrer 
begonnen hat. 

Die Zulassung zu den Lehr-
proben ergeht auf Antrag, 
wenn eine Anwärter-
befugnis erteilt wurde oder 
gleichzeitig erteilt wird. 

Die Bescheinigung über die 
Ausbildung in der 
Ausbildungsfahrschule kann 
nachgereicht werden. 

Die nach Landesrecht 
zuständige Behörde 
beauftragt den Prüfungs-
ausschuss. Er oder eine 
dafür bestimmte Stelle prüft, 
ob alle Voraussetzungen 
durch den Anwärter erfüllt 
wurden, bevor die Prüfung 
stattfindet. 
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§ 9 Prüfungstermine 
Das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses bestimmt Ort 
und Zeit der Prüfungen und Lehrproben und lädt den 
Fahrlehreranwärter oder Bewerber ein. Es kann diese Tätigkeiten 
auf die Geschäfts- oder Verwaltungsstelle des Prüfungs-
ausschusses übertragen. In der Regel sollen die 
Fachkundeprüfung möglichst unmittelbar nach Abschluss der 
Ausbildung in der Fahrlehrerausbildungsstätte und die Lehrproben 
jeweils innerhalb eines Monats nach Abschluss der Ausbildung in 
der Ausbildungsfahrschule durchgeführt werden. 
 
§ 10 Rücktritt 
(1) Der Fahrlehreranwärter oder Bewerber kann vor Beginn der 
jeweiligen Prüfungen und Lehrproben durch schriftliche oder 
elektronische Erklärung zurücktreten. Nach Zugang der Ladung 
ist der Rücktritt nur zulässig, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Bei 
Erkrankung ist unverzüglich eine ärztliche Bescheinigung über die 
Prüfungsunfähigkeit vorzulegen. 
(2) Erfolgt der Rücktritt nach Zugang der Ladung oder nach 
Beginn der Prüfung oder Lehrprobe oder erscheint der 
Fahrlehreranwärter oder Bewerber nicht zur Prüfung oder 
Lehrprobe, ohne dass ein wichtiger Grund vorliegt, so gilt die 
Prüfung oder Lehrprobe als nicht bestanden. 
(3) Über die Frage, ob ein wichtiger Grund vorliegt, entscheidet 
das vorsitzende Mitglied des Prüfungsausschusses. 
 

Zusammenfassung 

 
Die Fachkundeprüfung und 
die Lehrproben sollen idR 
jeweils innerhalb eines 
Monats nach Abschluss der 
Ausbildung in der 
Fahrlehrerausbildungsstätte, 
bzw. in der Ausbildungsfahr-
schule durchgeführt 
werden. Hierzu lädt der 
Vorsitzende oder die 
Geschäfts- oder 
Verwaltungsstelle ein. 

Der Bewerber kann von der 
Prüfung zurücktreten, wenn 
er noch nicht eingeladen 
wurde. 
Nach der Ladung müssen 
wichtige Gründe für einen 
Rücktritt vorliegen. 
Ansonsten wird die Prüfung 
als „nicht bestanden“ 
gewertet. 

Der Vorsitzende entscheidet 
über die Wichtigkeit des 
Grundes. 
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§ 11 Ordnungsverstöße 
Stört der Fahrlehreranwärter oder Bewerber den Ablauf einer 
Prüfung oder einer Lehrprobe erheblich oder begeht er eine 
Täuschungshandlung, kann ihn das vorsitzende Mitglied oder das 
aufsichtführende Mitglied des Prüfungsausschusses oder die 
Aufsicht führende Person von der Prüfung oder Lehrprobe 
vorläufig ausschließen. Über den endgültigen Ausschluss 
entscheidet der Prüfungsausschuss. Wird der Fahrlehreranwärter 
oder Bewerber endgültig ausgeschlossen, gilt die Prüfung oder 
die Lehrprobe als nicht bestanden. 
 
§ 12 Nichtöffentlichkeit 
Die Prüfungen und Lehrproben sind nicht öffentlich. Beauftragte 
der nach Landesrecht zuständigen Behörden können jedoch 
jederzeit als Zuhörer teilnehmen. Anderen Personen, insbesondere 
Fahrlehreranwärtern oder Bewerbern sowie der für die 
verantwortliche Leitung bestellten Person und den Lehrkräften 
von amtlich anerkannten Fahrlehrerausbildungsstätten und den 
Ausbildungsfahrlehrern, kann das vorsitzende Mitglied des 
Prüfungsausschusses bei der mündlichen Fachkundeprüfung oder 
bei den Lehrproben die Teilnahme als Zuhörer gestatten, sofern 
keiner der Fahrlehreranwärter oder Bewerber widerspricht. 

Zusammenfassung 

 
Störungen oder Täuschungs-
handlungen haben den 
vorläufigen Ausschluss von 
der Prüfung oder Lehrprobe 
zur Folge. Der Prüfungs-
ausschuss entscheidet über 
den endgültigen Ausschluss. 
Die Prüfung wird dann als 
„nicht bestanden“ gewertet. 

Wenn der Fahrlehrer-
anwärter es erlaubt, können 
Ausbilder oder andere 
Anwärter an seiner 
mündlichen Fachkunde-
prüfung oder seinen 
Lehrproben teilnehmen. 

Grundsätzlich sind 
Prüfungen oder Lehrproben 
nicht öffentlich. Davon 
ausgenommen ist die 
Teilnahme von Beauftragten 
der zuständigen Behörde. 
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§ 13 Gegenstand der Prüfungen und Lehrproben 
In den Prüfungen und Lehrproben hat der Fahrlehreranwärter 
oder der Bewerber um die Fahrlehrerlaubnis der Fahrlehr-
erlaubnisklassen A, CE und DE seine fachliche und pädagogische 
Eignung (§ 8 des Fahrlehrergesetzes) nachzuweisen. Hierzu 
gehören die Kenntnis der Inhalte des in der Fahrlehrer 
Ausbildungsverordnung aufgeführten Rahmenplans und die 
Fähigkeit zu ihrer praktischen Anwendung. 
 
§ 14 Gliederung der Prüfungen und Lehrproben 
(1) Die Fahrlehrerprüfung besteht aus einer fahrpraktischen 
Prüfung, einer Fachkundeprüfung mit einem schriftlichen und 
mündlichen Teil sowie – für die Fahrlehrerlaubnisklasse BE – aus je 
einer Lehrprobe im theoretischen und im fahrpraktischen 
Unterricht. 
(2) Für die Fahrlehrerlaubnisklasse BE müssen die fahrpraktische 
Prüfung und die Fachkundeprüfung vor Durchführung der 
Lehrproben bestanden sein. Bei der Fachkundeprüfung soll erst 
der schriftliche und dann der mündliche Teil stattfinden. Die 
Lehrproben können in beliebiger Reihenfolge vorgesehen 
werden. 

Zusammenfassung 

 
 
 
 
In den Prüfungen und 
Lehrproben muss der 
Anwärter zeigen, dass er 
fachlich und pädagogisch 
geeignet ist und seine 
Kenntnisse und Fähigkeiten 
auch praktisch anwenden 
kann. 

Die Prüfungen gliedern sich 
in drei Teile: Eine fahr-
praktische Prüfung, eine 
Fachkundeprüfung 
(schriftlich und mündlich) 
sowie die Lehrproben 
(theoretischen und fahr-
praktischen Unterricht). 
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§ 15 Fahrpraktische Prüfung 
(1) In der fahrpraktischen Prüfung hat der Fahrlehreranwärter oder 
Bewerber nachzuweisen, dass er ein Kraftfahrzeug und eine 
Fahrzeugkombination der Klasse, für die er die Fahrlehrerlaubnis 
beantragt hat, vorschriftsmäßig, sicher, gewandt und umweltschonend 
führen kann. Die Prüfungsfahrzeuge müssen der Anlage 7 der 
Fahrerlaubnis-Verordnung entsprechen. 
(2) Die Dauer der Prüfung beträgt mindestens für die Fahrlehrerlaubnis 
der     Klasse A 90 Minuten, 
der     Klasse BE 60 Minuten, 
der     Klasse CE 60 Minuten, 
der     Klasse DE 90 Minuten. 
(3) Die Prüfungsfahrt soll beendet werden, sobald sich herausstellt, dass 
der Fahrlehreranwärter oder Bewerber den Anforderungen der Prüfung 
nicht gerecht wird. 
 
§ 16 Fachkundeprüfung 
(1) Im schriftlichen Teil der Prüfung hat der Fahrlehreranwärter oder 
Bewerber seine fachlichen sowie pädagogisch-psychologischen und 
verkehrspädagogischen Kompetenzen nachzuweisen. Der Fahrlehrer-
anwärter um die Fahrlehrerlaubnisklasse BE hat innerhalb von fünf 
Zeitstunden 
     a) je eine Aufgabe aus den Kompetenzbereichen    
          „Verkehrsverhalten“, „Recht“, „Technik“, „Unterrichten, Ausbilden    
          und Weiterbilden“ und 
     b) eine Aufgabe aus den Kompetenzbereichen „Erziehen“ oder   
          „Beurteilen“zu bearbeiten. 
(2) Bei Erweiterungsprüfungen hat der Bewerber um die 
Fahrlehrerlaubnisklassen A, CE und DE innerhalb von zweieinhalb 
Zeitstunden 
     a) eine Aufgabe aus den Kompetenzbereichen „Verkehrsverhalten“    
          oder „Recht“ und 
     b) eine Aufgabe aus den Kompetenzbereichen „Technik“,   
          „Erziehen“, „Unterrichten, Ausbilden 
     c) und Weiterbilden“ oder „Beurteilen“ zu bearbeiten. 
(3) Die schriftlichen Arbeiten sind vom fachlich zuständigen Prüfungs-
ausschussmitglied und einem weiteren Mitglied zu bewerten. § 19 ist 
anzuwenden. 
(4)   Die Arbeiten sind unter Aufsicht anzufertigen. 
(5) Vorschriften, die vom Prüfungsausschuss gestellt werden, sind 
zugelassen, nicht jedoch Aufzeichnungen, Lehrbücher oder sonstige 
Hilfsmittel einschließlich Taschenrechner. 
(6) Im mündlichen Teil der Prüfung hat der Fahrlehreranwärter oder 
Bewerber in etwa 30 Minuten seine fachlichen sowie pädagogisch-
psychologischen und verkehrspädagogischen Kompetenzen nachzu-
weisen. Eine gemeinsame Prüfung von bis zu drei Bewerbern ist zulässig. 

Zusammenfassung 

Während der 
fahrpraktischen Prüfung hat 
der Fahrlehreranwärter 60 
Minuten lang eine Fahrzeug-
kombination der Klasse BE 
vorschriftsmäßig, sicher, 
gewandt und umwelt-
schonend zu führen. 

Im schriftlichen Teil der 
Fachkundeprüfung hat der 
Anwärter fünf Stunden Zeit, 
unter Aufsicht Aufgaben aus 
fünf Kompetenzbereichen 
zu bearbeiten. Eigene 
Aufzeichnungen oder 
Hilfsmittel sind nicht 
zugelassen. 

Im mündlichen Teil der 
Fachkundeprüfung 
soll der Anwärter in etwa 30 
Minuten seine fachliche, 
pädagogisch-
psychologische und 
verkehrspädagogische 
Kompetenz nachweisen. 

Es können bis zu drei 
Bewerber gemeinsam 
mündlich geprüft werden. 
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§ 17 Lehrprobe im theoretischen Unterricht 
(1) Der Fahrlehreranwärter hat in etwa 45 Minuten nachzuweisen, 
dass er in der Lage ist, Fahrschülern theoretischen Unterricht zu 
erteilen. Die Lehrprobe muss mit Fahrschülern und soll möglichst 
mit solchen Fahrschülern durchgeführt werden, die der 
Fahrlehreranwärter in der Ausbildungsfahrschule unterrichtet hat. 
(2) Die Lehrprobe ist als Unterrichtsstunde entsprechend dem 
allgemeinen Lehrplan der Ausbildungsfahrschule und dem 
Ausbildungsstand der Fahrschüler durchzuführen. 
 
§ 18 Lehrprobe im fahrpraktischen Unterricht 
In der Lehrprobe im fahrpraktischen Unterricht hat der 
Fahrlehreranwärter in etwa 45 Minuten nachzuweisen, dass er in 
der Lage ist, Fahrschülern praktischen Unterricht zu erteilen. Für 
den Fahrunterricht ist ein Kraftfahrzeug nach § 15 Absatz 1 zu 
benutzen. § 17 Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 ist anzuwenden. 
 

Zusammenfassung 

 

Die Lehrprobe im theo-
retischen Unterricht führt der 
Anwärter mit Fahrschülern 
der Ausbildungsfahrschule 
durch. 

Ihm stehen etwa 45 Minuten 
zur Verfügung, um zu 
zeigen, dass er in der Lage 
ist Unterricht gemäß 
Lehrplan und Ausbildungs-
stand der Fahrschüler zu 
erteilen. 

In einer Fahrstunde (45 Min.) 
hat er unter Beweis zu 
stellen, dass er nach 
Lehrplan und am 
Ausbildungsstand des 
Fahrschülers orientiert 
ausbilden kann. 
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§ 19 Bewertung 
(1) Die Leistungen in den Prüfungen und Lehrproben sind nach 
folgenden Noten zu bewerten: 
     a) Sehr gut (1), wenn die Leistung den Anforderungen in    
          besonderem Maße entspricht, 
     b) gut (2), wenn die Leistung den Anforderungen voll   
          entspricht, 
     c) befriedigend (3), wenn die Leistung im Allgemeinen den   
          Anforderungen entspricht, 
     d) ausreichend (4), wenn die Leistung zwar Mängel aufweist,   
          aber im Ganzen den Anforderungen noch entspricht, 
     e) mangelhaft (5), wenn die Leistung den Anforderungen nicht  
          entspricht, jedoch erkennen lässt, dass die notwendigen 
          Grundkenntnisse vorhanden sind und die Mängel in       
          absehbarer Zeit behoben werden können, 
      f) ungenügend (6), wenn die Leistung den Anforderungen   
         nicht entspricht und selbst die Grundkenntnisse so   
         lückenhaft sind, dass die Mängel in absehbarer Zeit nicht   
         behoben werden können. 
(2) Bei der Bewertung der Leistungen sind neben Kenntnissen und 
Fähigkeiten auch Form und Ausdrucksweise zu berücksichtigen. 
(3) Ergeben die Einzelleistungen und die Bewertung bei der Fach-
kundeprüfung durch die Mitglieder des Prüfungsausschusses 
einen Mittelwert, so werden Dezimalstellen bis 0,49 abgerundet 
und ab 0,50 aufgerundet. 
(4) Die Leistungen in allen Prüfungen und Lehrproben (§ 14) 
müssen mindestens mit der Note „ausreichend“ bewertet sein. 
(5) Bei der Fachkundeprüfung wird eine mangelhafte Leistung im 
schriftlichen Teil durch eine mindestens befriedigende Leistung im 
mündlichen Teil, eine mangelhafte Leistung im mündlichen Teil 
durch eine mindestens befriedigende Leistung im schriftlichen Teil 
ausgeglichen. 
 
§ 20 Entscheidung über die Prüfungen und Lehrproben 
(1) Der Prüfungsausschuss entscheidet über die Bewertung der 
Prüfungen und Lehrproben. 
(2) Werden nach § 2 Absatz 4 Satz 1 die fahrpraktische Prüfung 
oder die Lehrproben nicht vor dem vollständigen Prüfungs-
ausschuss abgelegt, so entscheiden die Mitglieder, die die 
jeweilige Prüfung oder Lehrprobe durchführen, über die 
Bewertung. Wenn kein einvernehmliches Votum zustande kommt, 
ist § 19 Absatz 3 anzuwenden. 

Zusammenfassung 

 
Die Bewertung der 
Prüfungsergebnisse erfolgt in 
Noten zwischen eins und 
sechs. Neben den 
Kenntnissen und Fähigkeiten 
spielen auch die Form und 
Ausdrucksweise eine Rolle. 

Bei sich ergebenden 
Dezimalstellen in der 
Bewertung wird auf- bzw. 
abgerundet. 

Der Anwärter muss 
mindestens mit der Note 
„ausreichend“ abschließen, 
um die Prüfung zu bestehen. 

Eine mangelhafte 
schriftliche Arbeit kann 
durch eine Drei im münd-
lichen Teil der Fachkunde-
prüfung ausgeglichen 
werden. 

Die Entscheidung wird durch 
die jeweils anwesenden 
Prüfungsausschussmitglieder
gefällt und kundgetan. 
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§ 21 Bekanntgabe der Entscheidung 
Das vorsitzende Mitglied oder ein Mitglied nach § 2 Absatz 4 gibt 
dem Fahrlehreranwärter oder Bewerber die Bewertung nach 
jeder einzelnen Prüfung oder Lehrprobe bekannt. Mit mangelhaft 
oder mit ungenügend bewertete Prüfungsteile sind zu erläutern 
und zu begründen. 
 
§ 22 Niederschrift 
Über den wesentlichen Verlauf und die Ergebnisse der Prüfungen 
und Lehrproben ist eine Niederschrift oder ein elektronisches 
Dokument zu fertigen. Hat der Fahrlehreranwärter oder Bewerber 
eine Prüfung oder eine Lehrprobe nicht bestanden, müssen die 
Gründe aus der Niederschrift oder dem elektronischen Dokument 
ersichtlich sein. 
 
§ 23 Nicht bestandene Prüfung 
Bei einer nicht bestandenen Prüfung oder Lehrprobe ist dem 
Fahrlehreranwärter oder Bewerber ein schriftlicher Bescheid mit 
Rechtsbehelfsbelehrung zuzustellen. 
 
§ 24 Wiederholungen der Prüfungen und Lehrproben 
Prüfungen und Lehrproben können jeweils höchstens zweimal 
wiederholt werden. 
 
§ 25 Erneute Fahrlehrerprüfung 
Die Prüfungen und Lehrproben können nach Abschluss der nicht 
bestandenen Prüfung oder Lehrprobe erneut abgelegt werden, 
wenn der Fahrlehreranwärter oder Bewerber sich einer erneuten 
Ausbildung für die beantragte Klasse unterzogen hat. 
 
§ 26 Prüfungsunterlagen 
Dem Fahrlehreranwärter oder Bewerber ist auf Antrag Einsicht in 
die ihn betreffenden Prüfungsunterlagen zu gewähren. Die 
Prüfungsunterlagen sind vom Prüfungsausschuss nach § 1 fünf 
Jahre lang aufzubewahren und vom Prüfungsausschuss nach 
Ablauf dieses Zeitraums unverzüglich zu löschen. Die Frist beginnt 
mit der Bekanntgabe des letzten Prüfungsergebnisses. 
 
§ 27 Ausnahmen 
Die §§ 1 bis 6 und 9 gelten nicht für die in § 44 Absatz 2 des 
Fahrlehrergesetzes genannten Behörden. 

Zusammenfassung 
Der Vorsitzende oder ein 
Ausschussmitglied gibt das 
Ergebnis bekannt. Ist es negativ 
ausgefallen, muss es 
begründet werden. Die 
Gründe müssen dann auch aus 
der zu fertigenden Niederschrift 
(auch elektronisch möglich) 
inkl. Rechtsbehelfsbelehrung 
hervorgehen. 

Eine Wiederholung der 
fahrpraktischen Prüfung, der 
Fachkundeprüfung, der 
theoretischen und der 
praktischen Lehrprobe ist 
jeweils nur zweimal möglich. 
Weitere Wiederholungen sind 
erst gestattet, wenn der 
Anwärter die Fahrlehrer-
ausbildung nochmals 
durchlaufen hat. 

Ab Bekanntgabe des letzten 
Prüfungsergebnisses sind die 
Prüfungsunterlagen fünf 
Jahre aufzubewahren. Dem 
Anwärter ist Einsicht in die 
Unterlagen zu gewähren. 

Die Vorschriften zum Prüfungs-
ausschuss, die örtliche 
Zuständigkeit und die 
Prüfungstermine gelten nicht 
für Fahrlehrer, Fahrschulen oder 
Fahrlehrerausbildungsstätten 
bei Behörden. 
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